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„Schöne Weihnachten

      und einen 

    guten Rutsch!“

Schwarze Restmüll-, grüne Bio-, 

blaue Papier- und gelbe Hamburger 

Wertstofftonnen und -säcke

|  3Der neue RUF  |  Samstag, 12. Dezember 2020

Das UKE soll Krankenhaus Groß-Sand retten
Kundgebung auf dem Rathausmarkt geplant
■ (au) Wilhelmsburg. Das Bünd-
nis „Aktion Krankenhaus Groß-
Sand bleibt!“ veranstaltet am Diens-
tag, 15. Dezember, um 17 Uhr eine 
Kundgebung unter dem Motto 
„Krankenhaus „Groß-Sand: JETZT 
ist die Stadt gefordert!“ auf dem Rat-
hausmarkt vor dem Hamburger Rat-
haus. Damit wollen sie erneut auf 
die Lage des Krankenhauses Groß-
Sand aufmerksam machen und ih-
ren Forderungen Nachdruck verlei-
hen. Das Krankenhaus ist in einer 
wirtschaftlich desolaten Lage, seit 
Monaten wird um eine Lösung ge-
rungen, wie es mit dem Wilhelms-
burger Krankenhaus weitergehen 
soll (der Neue RUF berichtete). Laut 
des Bündnisses sei es „aber verdäch-
tig still geworden um das Wilhelms-
burger Krankenhaus ‘Groß-Sand‘. 
Das Erzbistum halte sich weiter be-
deckt. Auch die Kolleginnen und 
Kollegen im Haus erführen wenig 
Neues und seien sehr verunsichert. 
Der von der Behörde eingerichtete 
„Lenkungsausschuss“ habe seit Wo-
chen nicht mehr getagt. Gleichzei-
tig verhandele das Bistum im Hin-
tergrund über einen neuen Träger“, 
erklärt das Bündnis. Das Bündnis 
fordert die Stadt auf, nicht mehr 
nur beratend in der Angelegenheit 
zu agieren, sondern sie müsse jetzt 
„steuernd eingreifen und die fü r die 
Versorgung des Stadtteils und der 
umliegenden Betriebe unverzichtba-
ren Standards sicherstellen!“ Dazu 
gehören nach Ansicht des Bündnis-
ses unter anderem folgende Punkte:

• Der neue Trä ger muss Groß-Sand 
als allgemeines Krankenhaus der 
Grund- und Notfallversorgung er-
halten. Kein Krankenhaus „light“.
• Kein „Portal-Krankenhaus“, von 
dem aus Patienten lediglich ins 
„Mutterhaus“ weitergeleitet werden.

• Der neue Trä ger muss „Wilhelms-
burg-Ziele“ haben und Gesundheits-
perspektiven fü r den Stadtteil, die 
Betriebe, den Hafen und den Ham-
burger Sü den insgesamt entwickeln.
• Der neue Trä ger muss bereit sein, 
erheblich zu investieren und den 
Krankenhausstandort Wilhelmsburg 
auszubauen.
• Der neue Trä ger soll einen wirkli-
chen Beitrag zur Ausbildung neuer 
Pfl egekrä fte leisten, zum Beispiel 

durch einen Neustart der Pflege-
schule entsprechend des Konzepts 
„Pfl egecampus Wilhelmsburg“.
Der Zeitpunkt der Kundgebung ist 
nicht zufällig gewählt: Am Mitt-
woch, 16. Dezember, tagt die Ham-
burgische Bürgerschaft. Die Par-

tei Die LINKE. hat einen Antrag 
eingebracht, der sich mit dem 
Thema Groß-Sand beschäftigt. Die 
Abgeordneten fordern darin, die 
Gesundheitsversorgung auf der 
Elbinsel sicherzustellen und das 
Krankenhaus Groß-Sand in städti-
sche Trägerschaft zu überführen. 
„Schon seit mehreren Jahren sind 
die fi nanzielle Schiefl age und der 
Investitionsstau des Krankenhau-
ses bekannt, deshalb will das Erz-

bistum das Krankenhaus verkau-
fen. Mittlerweile zieht das Bistum 
auch nicht konfessionelle Käufer 
in Betracht. Somit wird ein Einstieg 
von privaten Trägern als auch ein 
Einstieg des UKE als städtische Kli-
nik möglich. Es steht zu befürch-
ten, dass bei einem Verkauf an 
einen privaten Träger die bedarfs-
gerechte und bestmögliche Gesund-
heitsversorgung der Elbinsel nicht 
mehr im Mittelpunkt stehen wird, 
sondern ein erlösoptimiertes Kran-
kenhaus, das keine Grund- und Re-
gelversorgung mehr leistet“, heißt 
es in dem Antrag.
Sowohl das Bündnis „Aktion Kran-
kenhaus Groß-Sand bleibt!“ als auch 
die Linken sprechen sich für eine 
Trägerschaft durch das Universi-
tätsklinikum Eppendorf (UKE) aus. 
„Wenn ein privater Trä ger diese 
Standards nicht gewä hrleisten 
kann, dann muss eine ö ff entliche 
Trä gerschaft her. Als 2004 das Al-
tonaer Kinderkrankenhaus von 
Schließung bedroht war, hat die 
Stadt interveniert. Eine Tochter-
gesellschaft des UKE hat damals 
die Trä gerschaft ü bernommen“, 
schreibt das Bündnis. Dabei wären 
vielfä ltige Synergien zwischen ei-
nem Universitä tskrankenhaus und 
einem Basiskrankenhaus vorstell-
bar: Bei der Kooperation in der Pa-
tientenversorgung, bei der Ausbil-
dung von ä rztlichem Nachwuchs 
und von Pflegepersonal bis hin 
zur Versorgungsforschung“, so das 
Bündnis weiter.

Die Diskussionen um das Wilhelmsburger Krankenhaus Groß-Sand reißen 
nicht ab. Die Partei Die LINKE. möchte das angeschlagene Krankenhaus in 
eine städtische Trägerschaft überführen.  Foto: au

Waldretter: Behörden 
verschleppen Widerspruchsverfahren
Bezirksamt Hamburg-Mitte widerspricht Vorwürfen

 ■ (au) Wilhelmsburg. Das zähe 
Ringen um den Erhalt des Wil-
den  Wa lde s  am  E rns t -Au -
gust-Kanal geht weiter.  „Die 
Bezirksaufsichtsbehö rde und das 
Bezirksamt Hamburg-Mitte ver-
schleppen das Widerspruchsver-
fahren“, so lautet der Vorwurf der 
Waldretter Wilhelmsburg. Anfang 
September hat die Initiative, die 
sich für den Erhalt des ‚Wilden 
Waldes‘ am Ernst-August-Kanal 
einsetzt, Widerspruch gegen die 
Feststellung des Nichtzustande-
kommens des Bü rgerbegehrens 
„Der Wilde Wald bleibt!“ eingelegt. 
Seitdem hat die Initiative nichts 
mehr gehört (der Neue RUF berich-
tete). In der Zwischenzeit haben die 
Bezirksversammlung Hamburg-
Mitte und der Stadtplanungsaus-
schuss Beschlüsse bezüglich des 
Bebauungsplanverfahren „Spree-
hafenviertel“ gefasst. Die Initiative 
zweifelt die Rechtmä ßigkeit die-
ser Beschlüsse an und hat nun die 
Schlichtungsstelle angerufen.
„Seit nunmehr drei Monaten lassen 
die Behö rden die Initiative auf den 
Widerspruchsbescheid und eine 
Klä rung des Sachverhalts warten. 
Die Behö rdliche Bezirksaufsicht 
und die Leitung des Bezirksamtes 
Hamburg-Mitte mü ssen sich mitt-
lerweile Untä tigkeit vorwerfen las-
sen“, begründet die Initiative ihre 
Entscheidung.
So habe unter anderem die Lei-
tung des Bezirksamtes es versä umt, 
die Abgeordneten zuvor ü ber das 
anhä ngige Widerspruchsverfahren 
in Kenntnis zu setzen. Sie sei damit 
ihrer „allgemeinen Unterrichtungs-
pfl icht“ gegenü ber dem Bezirkspar-
lament nicht nachgekommen. Des-
halb zweifeln die Waldretter die 
Rechtmä ßigkeit dieser Beschlü sse 
an. „Die Abgeordneten hatten nicht 
alle in diesem Zusammenhang not-
wendigen Informationen, um eine 
unabhä ngige und sachgerechte 

Entscheidung treff en zu kö nnen“, 
so Horst Dillmann, Vertrauens-
mann der Initiative.
Diesen Vorwürfen widerspricht 
das Bezirksamt Hamburg-Mitte. 
„Das Widerspruchsverfahren wird 
nicht durch das Bezirksamt Ham-
burg-Mitte bearbeitet, sondern 
durch das zuständige Amt für Be-
zirksverwaltung in der Behörde für 
Wissenschaft, Forschung, Gleich-
stellung und Bezirke. Daher ist 
es nicht zutreff end, dass das Be-
zirksamt Hamburg-Mitte das Wi-
derspruchsverfahren verschleppe. 

Vielmehr ist es so, dass das Bezirk-
samt Hamburg-Mitte an einer zügi-
gen Entscheidung über den Wider-
spruch interessiert ist, um Klarheit 
zu haben. Zu dem Zeitpunkt, als der 
Stadtplanungsausschuss der Be-
zirksversammlung Hamburg-Mitte 
informiert wurde, war der Bezirks-
verwaltung Hamburg-Mitte nicht 
bekannt, dass in der Behörde für 
Wissenschaft, Forschung, Gleich-
stellung und Bezirke bereits ein 
Widerspruch eingegangen war. 
Ein angeblich versandtes Informa-
tionsschreiben der Initiative ist im 

Bezirksamt nicht eingegangen“, er-
klärt Bezirksamts-Sprecherin So-
rina Weiland.
Der Widerspruch der Waldretter 
Wilhelmsburg bezieht sich auf zwei 
Sachverhalte:
Zum einen habe das Bezirk-
samt bei der Zulassung des 
Bü rgerbegehrens im November 
2019 nach Meinung der Waldret-
ter ein falsches Quorum fü r das Zu-
standekommen festgelegt. Es setzte 
die Zustimmung von drei Prozent 
der Wahlberechtigten aus dem Be-
zirk Hamburg-Mitte fü r das Zustan-
dekommen des Bü rgerbegehrens 
an, also 6237 Unterschriften. Der 
Bezirk Hamburg-Mitte habe aber 
seit 2019 mehr als 300.000 Ein-
wohner, sodass laut Gesetz nur die 
Unterschriften von zwei Prozent 
der Wahlberechtigten, also 4158, 
fü r ein Zustandekommen nö tig 
seien. Zum anderen sehen sich 
die Waldretter durch die Corona-
Bekä mpfungsmaßnahmen in der 
ersten Jahreshä lfte an der Durch-
fü hrung des Bü rgerbegehrens ge-
hindert.
Aus den genannten Grü nden hat die 
Initiative eine Rechtsanwä ltin einge-
schaltet und erwartet ein deutliches 
Entgegenkommen der Behö rden. 
Ein Schriftsatz mit der Auff orderung 
zu einem Schlichtungsgesprä ch ist 
an die zustä ndige Bezirksaufsicht 
rausgegangen. Die Waldretter for-
dern einen Monat als Nachsammel-
frist ‒ mit einem Quorum von 4158 
gü ltigen Unterschriften.
Es scheint aber Bewegung in die Sa-
che zu kommen. „In dem Verfahren 
hat eine Widerspruchsverhandlung 
stattgefunden, aus der sich weite-
rer Aufklärungsbedarf ergab. Der 
Widerspruchsbescheid ist in Be-
arbeitung; eine Entscheidung wird 
den Antragstellenden in den nächs-
ten Tagen zugehen“, heißt es aus 
der Behörde für Wissenschaft, For-
schung, Gleichstellung und Bezirke.

Ein Teil des Wilden Waldes soll für das Neubaugebiet Speehafenviertel wei-
chen, die Waldretter versuchen, das zu verhindern Foto: Wilder Wald

Freiwilliges Engagement für 
die Umwelt
Jetzt bewerben für ein FÖJ

 ■ (au) Hamburg. Lust auf Einsatz im 
Natur- und Umweltschutz? Ab dem 
22. Dezember ist es wieder mög-
lich, sich für ein Freiwilliges Ökolo-
gisches Jahr (FÖJ) in Hamburg für 
den Jahrgang 2021/2022 zu bewer-
ben. Mehr als 50 Einsatzstellen mit 
rund 80 FÖJ-Plätzen stehen zur Ver-
fügung. Im Naturschutzgebiet Bober-
ger Dünen oder Fischbeker Heide, im 
Botanischen Sondergarten, bei der 
Stadtreinigung Hamburg, im Klö-
vensteener Forst oder auf der Insel 
Neuwerk im Hamburgischen Watten-
meer: Eine bunte Vielfalt aus Einsatz-
stellen bietet spannende Einblicke in 
die Bereiche Naturschutz, Umwelt-
bildung, Öff entlichkeitsarbeit sowie 
auch technische Berufe.

Seit 25 Jahren engagieren sich nun 
bereits junge Menschen ein Jahr frei-
willig für die Umwelt und unterstüt-
zen somit tatkräftig die Arbeit in den 
Einsatzstellen der Hansestadt. Gebo-
ten werden: Spannende Erfahrungen 
in Theorie und Praxis, Kontakte, be-
gleitende Seminare, ein monatliches 
Taschengeld sowie ein Wohn-/Ver-
pfl egungskostenzuschuss und eine 
HVV-Profi card.
Das FÖJ beginnt am 1. August 2021 
und endet am 31. Juli 2022. Über 
das Online-Bewerbungsportal kön-
nen sich ab dem 22. Dezember junge 
Menschen im Alter von 16-26 Jahren 
für ein FÖJ in Hamburg bewerben.
Weitere Informationen unter www.
hamburg.de/foej.


